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|. Grundsatzliche Ziele
[l. Konkrete Schritte

Beschlussvorschlag:

I. Grundsitzliche Ziele (7 Leitlinien)

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Steinbach (Taunus) beschliefst folgende Leitlinien fiir
die Unterbringung von Fliichtlingen in Steinbach:

1.

Die Stadt Steinbach setzt sich zum Ziel, einen menschenwiirdigen Aufenthalt und eine aktive
Teilnahme der Fluichtlinge an der Gesellschaft zu ermoglichen.

Die Stadt unterstiitzt in besonderen Mafse das beachtliche ehrenamtliche biirgerschaftliche
Engagement fiir die soziale Betreuung, Bildung und Integration der Fliichtlinge in Steinbach.

Fliichtlinge  sollen  weiterhin  vorrangig in  Wohnungen  oder  kleineren
Gemeinschaftsunterkiinften untergebracht werden. Angesichts steigender Fliichtlingszahlen
ist jedoch (moglichst kurzfristig) eine Gemeinschaftsunterkunft fiir eine grofsere Anzahl von
Menschen zu schaffen.

Eine solche Gemeinschaftsunterkunft kann - im Sinne der Integration der Fliichtlinge - nur
eine auf wenige Jahre befristete Losung darstellen.

Fir die Standards der Unterbringung sollen trotz des provisorischen Charakters der
Gemeinschaftsunterkunft die Empfehlungen der Liga der freien Wohlfahrtsverbdnde
Richtschnur sein.

Auch durch den Betreiber der Gemeinschaftsunterkunft ist eine soziale Betreuung der
Fliichtlinge sicherzustellen.

Investitionen in die soziale Infrastruktur, die im Zusammenhang mit der
Fliichtlingsunterbringung  erforderlich werden, sollen mdglichst nachhaltig der
Verbesserung der stddtischen Infrastruktureinrichtungen und damit dem Gemeinwohl
zugutekommen.

II. Konkrete Schritte (10 Eckpunkte)




Der

Magistrat wird im Sinne der vorgenannten Leitlinien beauftragt, gemeinsam mit dem

Hochtaunuskreis und einem Investor bzw. Betreiber Vereinbarungen und Vertrdge zur
Unterbringung von Fliichtlingen abzuschliefien, die folgende Eckpunkte berticksichtigen:

1.

10.

Die Stadt stellt die nordostliche Halfte (ca. 4.000 m?) des ehemaligen Hartplatzes im
Sportgeldnde fiir die voriibergehende Errichtung und den Betrieb einer
Gemeinschaftsunterkunft in eingeschossiger Modul-/Containerbauweise fiir maximal ca.
120 Fliichtlinge entgeltfrei zur Verfiigung.

Die Vertragslaufzeit wird (zundchst) auf maximal fiinf bis acht Jahre begrenzt.

Der Standort im Sportzentrum bietet die Chance einer Integration der Fliichtlinge tiber den
Sport. Entsprechende Programme sind zu nutzen, Initiativen zu unterstiitzen, die Vereine
einzubinden. Der Betreiber der Unterkunft stellt - zusé&tzlich zu staatlichen Institutionen und
ehrenamtlichen Initiativen, die sich der Sozialbetreuung widmen - eine moglichst
ganztigige Betreuung durch fiir Sozialarbeit qualifiziertes Personal vorort sicher.

Die Wohnrdume sollen hinsichtlich Grofle und Ausstattung die von der Liga der freien
Wohlfahrtsverbande formulierten Standards zugrunde legen und die entsprechende
Ausstattung aufweisen, insbesondere (bis auf die Familienzimmer) Belegung mit maximal
zwei Personen pro Zimmer.

Das vorhandene Sanitdr- und Umkleidegebdude wird der Gemeinschaftsunterkunft als
Sanitdrtrakt zur Verfligung gestellt. Zuséatzlich sind (insbesondere fiir nachts) Toiletten im
Bereich der Wohncontainer auf Kosten des Investors vorzusehen. Das Sanitdrgebdude ist
vom Investor auf dessen Kosten insoweit nachhaltig zu sanieren, energetisch zu erttichtigen
und zu erhalten, dass eine Nachnutzung durch die Sportvereine ermdoglicht wird.

Fiir Gemeinschaftsraume (Aufenthaltsraume, Kiiche, Kinderspielzimmer etc.) ist zu priifen,
ob diese in Containern oder in einem vom Investor (entsprechend den Vorgaben der
Energieeinsparverordnung) zu errichtenden festen Gebdude geschaffen werden konnen.
Hierbei ist im Kostenvergleich eine Abwégung zwischen Amortisationszeit/ Vertragslaufzeit
und Sinnhaftigkeit einer Nachnutzung zu treffen. Folgekosten fiir die Stadt sind zu
vermeiden.

Der Investor schafft und unterhdlt angemessene Auflenanlagen mit Sitzgelegenheiten,
Kinderspielplatz und tiberdachten Fahrradstellplédtzen.

Investor, Betreiber bzw. Kreis verpflichten sich, alle anfallenden Kosten fiir Ver- und
Entsorgung, Heizung, Telekommunikation etc. zu tragen.

Die Verpflichtung zum Riickbau der Anlagen ist vom Investor mittels Sicherheitsleistung zu
sichern. Uber eine Betreiberhaftpflicht ist sicherzustellen, dass der Betreiber unmittelbar fiir
Schdden an Einrichtungen der Stadt oder der Vereine (z.B. Kunstrasenplatz) haftet.

Stadt und Kreis sollen darauf hinwirken, die Anbindung an den OPNV zu verbessern, indem
die Anzahl der Busse der Linie 251 (Ffm-Nordwestzentrum - Kronberg), die das
Sportzentrum anfahren, erhoht wird.

Beqgriindung:

Es wird auf die beigefiigten Anlagen verwiesen. Weitere Begriindung erfolgt miindlich.
Anlagen:

Ubersichtsplan
Standortwahl und -analyse: Datenblatt zur Flache 9, ehem. Hartplatz Sportgelinde
Zusammenfassung Empfehlungen der freien Wohlfahrtsverbédnde (erstellt vom Hochtaunuskreis)

Grundriss-Skizze Sanitdr-/ Umkleidegebdude Sportzentrum

Mogliche Anordnung und Beispielgrundriss der Wohnmodule
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Finanzielle Auswirkungen:

Keine.

gez.
Dr. Stefan Naas
Biirgermeister
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	Begründung:



